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10169 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Wirtschaftsausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 25. April 2019 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Ökostromgesetz 2012 (ÖSG 2012) geändert wird 

Seit dem Inkrafttreten des Ökostromgesetzes am 1. Juli 2012 können sich u.a. Sozialhilfe- und 
Pensionsbezieher sowie Studenten und Pflegegeldbezieher von der Bezahlung der Ökostrompauschale 
und des Teiles des Ökostromförderbeitrags befreien lassen, der jährlich 20 Euro übersteigt. 
Voraussetzung ist, dass das Haushaltseinkommen den geltenden Ausgleichszulagenrichtsatz nicht um 
mehr als 12 % überschreitet. Mit dem gegenständlichen Beschluss des Nationalrates wird es eine 
vollständige Kostenbefreiung einkommensschwacher Haushalte geben. Diese werden von dem 
Aufbringungsmechanismus und damit von den Kosten der Ökostromförderung erstmals vollständig 
befreit. Die Kosten von 20 Euro entfallen gänzlich. Diese Änderung ist eine spürbare Entlastung 
einkommensschwacher Haushalte und eine Maßnahme zur Bekämpfung von Energiearmut. 
Dieser Beschluss des Nationalrates ist ein Fall des Artikels 44 Absatz 2 B-VG und bedarf daher der in 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder und einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen zu erteilenden Zustimmung des Bundesrates. 
 
Der Wirtschaftsausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
7. Mai 2019 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Marianne Hackl. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrat David Stögmüller mit beratender Stimme an 
den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
An der Debatte beteiligte sich Bundesrat David Stögmüller. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Marianne Hackl gewählt. 

Der Wirtschaftsausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 7. Mai 2019 mit Stimmeneinhelligkeit den 
Antrag,  
1. gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben, 
2. dem vorliegenden Beschluss des Nationalrates gemäß Artikel 44 Absatz 2 B-VG die verfassungs-

mäßige Zustimmung zu erteilen.  

Wien, 2019 05 07 

 Marianne Hackl Sonja Zwazl 
 Berichterstatterin Vorsitzende 
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